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Bonn, den 8. Februar 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Landeskulturelle Maßnahmen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wächter, Peters 
(Poppenbüll), Logemann, Sander und Genossen 
— Drucksache IV/2998 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Von der Bundesregierung werden zur Verbesserung der Agrar- 
struktur die notwendigen Landeskulturmaßnahmen seit Jahren 
in steigendem Maße aus Bundesmitteln gefördert. So wurden 
z. B. bis einschließlich 1964 insgesamt an Bundesmitteln bereit- 
gestellt: 

a) für die Flurbereinigung 

an Beihilfen 
an Haushaltsdarlehen 
an zentral beschafften und zinsver- 
billigten Kapitalmarktdarlehen 

für 1965 vorgesehen 
an Beihilfen 

an zentral beschafften und zinsver- 
billigten Kapitalmarktdarlehen 

1955 standen nur zur Verfügung 

an Beihilfen 30 000 000 DM 

an Haushaltsdarlehen 18 000 000 DM 

b) für das Emsland 

an Beihilfen 412 635 000 DM 

für 1965 vorgesehen 35 000 000 DM 

1955 standen nur zur Verfügung 25 000 000 DM 


1 417 000 000 DM 
132 000 000 DM 

233 000 000 DM 

280 000 000 DM 
40 000 000 DM 
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c) für das Nordprogramm 

an Beihilfen 278 000 000 DM 

für 1965 vorgesehen 31 000 000 DM 

1955 standen nur zur Verfügung 22 000 000 DM 

d) für den Küstenplan in den vier Küstenländern 

an Beihilfen und Haushaltsdarlehen 505 750 000 DM 
für 1965 vorgesehen 73 700 000 DM 

1955 standen nur zur Verfügung 22 000 000 DM 

e) für die wasserwirtschaftlichen und kultur- 
technischen Vorhaben im Binnenland ein- 
schließlich Wirtschaftswege außerhalb der 
Flurbereinigung 

an Beihilfen und Haushaltsdarlehen 1 109 769 000 DM 

an zentral bereitgestellten und zins- 
verbilligten Kapitalmarktdarlehen 484 388 000 DM 

für 1965 vorgesehen 

an Beihilfen und Haushaltsdarlehen 158 900 000 DM 
an zentral bereitgestellten und zins- 
verbilligten Kapitalmarktdarlehen 100 000 000 DM 

1955 standen nur zur Verfügung 
an Beihilfen 18 000 000 DM 

Die Gesamtsummen der unter a) bis e) genannten Beispiele 
belaufen sich bis 1965 auf: 

an Bundesmitteln 4 433 754 000 DM 

an zentral bereitgestellten 

Kapitalmarktdarlehen 857 388 000 DM 


Ferner wurden für die Maßnahmen unter b) bis e) normal 
zinsverbilligte Kapitalmarktdarlehen in Höhe von ca. 

900 000 000 DM zur Verfügung gestellt. 

Bei der Würdigung dieser Leistungen des Bundes ist zu berück- 
sichtigen, daß es sich dabei verfassungsmäßig in erster Linie 
um Aufgaben der Länder handelt, bei denen der Bund nur sub- 
sidiär tätig werden kann. 

Wie aus dem Zahlenmaterial ersichtlich ist, hat die Bundesre- 
gierung die Notwendigkeit der zügigen Durchführung landes- 
kultureller Maßnahmen anerkannt. Sie ist bei der Bereitstellung 
ihrer Mittel stets bis zur Grenze des Möglichen gegangen. An- 
gesichts der angespannten Haushaltslage in den letzten Jah- 
ren, die ihr eine noch weitere Erhöhung eigener Mittel unmög- 
lich machte, hat sie ein übriges getan. Sie hat im Interesse einer 
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noch schnelleren Durchführung der Regionalprogramme: Kü- 
stenplan, Emsland- und Nordprogramm mit den Ländern Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein wegen Erhöhung der Lan- 
desmittel verhandelt. Diese Erhöhungen sind dann auch in dem 
Umfange erreicht worden, daß das Beteiligungsverhältnis Bund 
: Land von 3 : 1 und niedriger in 2 : 1 umgewandelt wurde. 

Zu 2. a) 

Eine Erhöhung der Bundesmittel wird sich nach dem Vorher- 
gesagten nicht ermöglichen lassen. Das gilt gleichermaßen für 
die Übernahme des Kapitaldienstes verstärkter Darlehensauf- 
nahme der Wasser- und Bodenverbände, da die zusätzliche und 
verstärkte Kapitaldienstübernahme nicht nur für das laufende 
Rechnungsjahr, sondern auf 20 und mehr Jahre hinaus den 
Bundeshaushalt in nicht vertretbarem Umfange belasten würde. 

Zu 2. b) und c) 

Bei der Bemessung der Zuschüsse der öffentlichen Hand für das 
Einzelbauvorhaben ist nach meinen Richtlinien davon auszu- 
gehen, daß die Träger landeskultureller Maßnahmen nicht stär- 
ker belastet werden, als sie unter Berücksichtigung aller Vor- 
teile tragen können. Die tragbare Belastung wird von den land- 
wirtschaftlichen Fachdienststellen in den Ländern ermittelt und 
in einem landwirtschaftlich-betriebswirtschaftlichen Gutachten 
festgelegt. Auf der Grundlage dieser Gutachten, die den Kapital- 
dienst, alle Betriebs- und Unterhaltungskosten, Verwaltungs- 
kosten und sonstigen Belastungen erfassen, werden die Eigen- 
leistungen und die Zuschüsse des Bundes und des Landes be- 
messen. Sind Wasser- und Bodenverbände mit Altschulden be- 
lastet, wird dieser Belastung bei der Finanzierung durch ent- 
sprechend höhere Zuschüsse Rechnung getragen. Das Verfahren 
gilt also sowohl für die Belastung aus bestehenden als auch für 
die Belastung durch neu zu errichtende Anlagen. Einer nicht 
tragbaren Verschuldung der Wasser- und Bodenverbände ist 
somit vorgebeugt. 

Der häufig auftauchenden Forderung nach Freistellung der Be- 
teiligten von allen Beiträgen an die Verbände kann deshalb 
von der Bundesregierung aus nicht stattgegeben werden. Im 
übrigen läge ihre Erfüllung aus Gründen der Zuständigkeit bei 
den Ländern. Sie hätte zur Voraussetzung, daß die Länder den 
Betrieb der Anlagen sowie die Unterhaltung der Bauwerke, 
Vorfluter, Wirtschaftswege usw. auf Staatskosten übernähmen. 
Dabei würde sich naturgemäß auch die Frage der Förderungs- 
würdigkeit von Landeskulturmaßnahmen stellen. 

Zu 2. d) 

Soweit Maßnahmen der Bodenverbesserung von Wasser- und 
Bodenverbänden ausgeführt werden, können sie mit Bundesmit- 
teln gefördert werden. Eine Erhöhung der Bundesmittel und 
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damit eine verstärkte Förderung der Maßnahmen läßt sich aus 
den unter 1. genannten Gründen nicht ermöglichen. 

Zu 3. 

Die Förderung landeskultureller Maßnahmen mit Bundesmitteln 
erfolgt von Anfang an im engsten Einvernehmen mit den Län- 
dern. Es werden dabei stets Besprechungen und Verhandlungen 
über die Frage geführt, wie die landeskulturellen Maßnahmen 
zum Nutzen der Landwirtschaft — auch aus wirtschaftlichen 
Gründen — schneller ausgeführt werden können. Eine frucht- 
bare Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern ist somit 
sichergestellt. 


Schwarz 



